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2128 

Fünftes Gesetz 
zur Änderung des Krankenhausgestaltungs­

gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
Der La ndtag ha t das folgende Gesetz beschlossen , das 
hiermit verkündet wird: 

Fünftes Gesetz 
zur Änderung des Krankenhausgestaltungs ­

gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 

Vom 11. Februar 2025 

Artikel 1 

Das Krankenha usgesta ltungsgesetz des La ndes Nord­
rhein -Westfa len vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 
S. 702 , ber. 2008 S . 157) , das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 5. Dezember 2023 (GV. NRW. S. 1278) ge­
ä ndert worden ist , wird wie fo lgt geänd ert: 

1. In der Inha ltsübersicht wird nach der Anga be zu 
§ 28 folgende Anga be eingefü gt: 

,,§ 28a Insolvenz eines Kra nkenhauses, Rückforde­
rung von Fördermitteln". 

2. § 10 Absa tz 1 wird wie folgt geä ndert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefa sst: 

,, Das Krankenhaus is t verpflichtet , den einheitli­
chen Leits tellen für den Bra ndschutz, die Hilfe­
stellung, den Ka tas trophenschutz und den Ret­
tungsdienst nach § 8 des Rettungsgesetzes NRW 
vom 24. November 1992 (GV. NRW. S. 45 8) in der 
jeweils geltenden Fass ung die nach Leistungsbe­
reichen und Leistungsgruppen gegliederten 
freien Versorgungs ka paz itä ten sowie die Auslas­
tung der jeweils verfü gba ren Versorgungska paz i­
tä ten zu melden." 

b) Die Sätze 3 bi s 5 werden w ie fol gt gefasst: 

,, Das für das Gesundheitswesen zuständige Mi­
nisterium wird ermächtigt fü r den Kra nkenhaus­
bere ich durch Rechtsverord nung 

1. Nä heres zu Meldu ngen nach Sa tz 1, insbeson­
dere Ra hmenschwellenwerte, Meldeberechti­
gungen , Inhalt , Form und Verfahren , Adressat 
und Meldeturnus dieser Meldungen sow ie 

2. weitere reguläre Meldepflichten und -wege, 
insbesondere die Meldung über den Intensiv­
bettenbesta nd , der geeigneten personellen Ka­
pazitä ten fü r In tensivs ta ti onen sowie den In­
fe ktionssta tus von Pa ti entinnen und Pa ti enten 
zu regeln . 

Die Rechtsverordnung nach Sa tz 3 Nummer 2 re­
gelt mindestens Inhalt, Form und Verfahren , Ad­
ressa t und Meldeturnus . § 8 des Rettungsgesetzes 
NRW bleibt unberüh rt." 

3. § 11 Absa tz 1 wird wie folgt gefass t: 

,, Krankenhäuser und ihre gemeinschaftlichen Ein­
richtungen sowie die mit den Krankenhäusern not­
wendigerweise verbundenen Ausbildungsstä tten ge­
mä ß§ 2 Nummer la d es Krankenhausfin anzierungs­
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. April 1991 (BGBl. I S . 886) , das zuletzt durch Ar­
tikel 2 des Gesetzes vom 5. Dezember 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 400) geändert worden ist , unterliegen der 
Rech tsa ufsich t." 

4. § 20 wird wie fol gt geä nd ert: 

a) Nach Absa tz 2 wird fo lgender Absa tz 3 eingefügt : 

,, (3) Kra nkenhäuser dürfen darüber hinaus ihren 
Anspruch auf Mittel der Pauscha le kurzfri s tiger 
Anlagegüter gemä ß § 18 Absa tz 1 Nummer 2 und 
entsprechend e Anwartsc haften an a ndere förder­
berechtigte Kranken hä user in Nordrhein-Westfa­
len zur Fina nzierung von Investitionen nach § 9 
Absa tz 1 Nummer 2 des Krankenhausfina nzie­
rungsgesetzes mit Zustimmung der zuständigen 
Behörde voll stä ndig ab treten , wenn durch e inen 

unternehmerischen Beschluss feststeht, dass das 
Kra nkenhaus seinen Betri eb einstell t." 

b) Der bisherige Absa tz 3 wird Absatz 4. 

5. § 21 Absatz 7 wird wie fol gt gefa sst : 

,, (7) Die Pa usc halmittel sind bis zur zweckentspre­
chenden Verwendung auf jeweils e inem besonderen 
Bankkonto für Fördermittel nach § 18 Absa tz 1 
Nummer 1 und 2 zinsgünstig anzulegen . Die Be­
zeichnung des jeweilige n Ba nkkontos is t so zu wäh­
len , dass die Zuordnung der Mittel zu den jeweiligen 
Pa uscha len für Dr itte erkenn ba r ist. Zi nserträge , Er­
träge aus Veräußerung und Versicherungsleistungen 
sind dem jeweiligen Bankkonto zuzuführen . E ine 
Vermischung der Pauschalmittel auf den jeweiligen 
Bankkonten mit dem üb r igen Vermögen des Kran­
kenhauses ist unzulässig. Im Fa lle einer Insolvenz 
des Krankenhausträgers unterli egen die Pauschal­
mittel auf den jeweiligen Ba nkkonten grundsätzlich 
der Aussonderung." 

6. Nach § 23 Absa tz 1 Sa tz 1 werd en folgende Sä tze 
eingefügt: 

,, Die Festsetzung ist nicht allein dadurch ausge­
schlossen , dass in Fä ll en erheblicher Schadensereig­
nisse vorrangige Le istungsa nsprüche des Kra nken­
ha uses gegenüber D ritten bestehen. Die zustä ndige 
Behörde soll in diesen Fällen den gewährten beson­
deren Betrag in der Höhe zurückfordern , in der das 
Krankenha us solche Ansprüche realisieren ka nn ." 

7. Dem § 28 Absatz 2 werden di e fol genden Sätze a n­
gefügt : 

,,Von einer Rücknahme und e inem Widerruf soll in­
soweit a bgesehen werden, als auf Bankkonten a nge­
legte Pauschalmittel nach § 18 Absa tz 1 gemäß § 20 
Absatz 1 und 3 a n a ndere Krankenh äuser a bgetreten 
werden , die die s ta tionäre Kra nkenha usversorgung 
im unmittelbaren Umfeld sicherstellen . Ein Kra n­
kenha us kann zu einer Abt re tung a nstelle der Rück­
nahme oder eines Widerrufs verpflichtet werden, 
wenn durch einen unternehmerischen Beschluss 
fes tsteht, dass das Krankenh aus seinen Betrieb ein­
stellt und di e Übertragung von Pausc halmitteln aus 
krankenha usplanerischer S icht zur Erfüllun g der 
sich verändernden Versorgungsbedarfe im unmi ttel­
baren Umfeld notwend ig ist." 

8. Nach § 28 wird folgender§ 28a eingefü gt: 

,,§ 28a 
Insolvenz eines Krankenhauses, 

Rückforderung von Fördermitteln 

Im Falle der Insolvenz ist das Kra nkenhaus ver­
pflichtet , das für das Gesundheitswesen zuständige 
Ministerium sowie die zustä ndige Bezirksregierung 
umgehend über den Antrag auf Eröffnung des Insol­
venzverfahrens gemä ß § 13 der Insolvenzordnung 
vom 5. Oktober 1994 (BGB!. I S. 2866) , die zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 23 6) geändert worden ist, zu unter­
richten . Gleichzeitig is t das Krankenhaus verpflich­
tet , die für die Prüfung von behördlichem Hand eln 
notwendigen Aufstellungen über Abschreibungsbe­
stände von geförd erten Investitionen zur Verfügung 
zu stellen. § 28 Absatz 2 zur Rückforderung von För­
dermitteln bleibt unberü hrt." 

9. In § 34 Satz 1 wird die Angabe „Gesundheit" durch 
die Angabe „das Gesundhe itswesen" ersetzt. 

10. § 34a wird wie folgt geä ndert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefa sst: 

,, (1) Ordnungswidrig ha nd elt, we r vorsätzlich 
oder fahrläss ig 

1. einer Vorschrift der a ufgrund des § 34 Sa tz 2 
erlassenen Rechtsverordnung oder der auf 
Grund dieser Rechtsverordnung erga ngenen 
Anordnung zuwiderha ndelt, soweit die Rechts­
verordnung für einen bestimmten Tatbesta nd 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist , 

2. der Verpfli chtung gemä ß § 21 Absatz 7 zuwi­
derhandelt, 
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3. seinen Mitwirkungspflichten nach § 11 Ab­
satz 3 Sa tz 5 und 6 beziehungsweise Absatz 4 
oder § 28a Sa tz 1 und Sa tz 2 nicht nachkommt 
oder 

4. seinen Meldeverpflichtungen nach § 10 Ab­
satz 1 Satz 1 nicht nachkommt." 

b) Absa tz 2 wird wie folgt gefasst : 

,, (2) Die Ordnungswidrigkeit kann geahndet wer­
den : 

1. im Falle des Absatzes 1 Nummer 1 mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Euro , 

2. im Falle des Absatzes 1 Nummer 2 mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigt ausend Euro , 

3. im Falle des Absatzes 1 Nummer 3 und 4 mit 
einer Geldbuße bis zu fünfund zwanzigtausend 
Euro. 

In jedem weiteren Fall der Zuwiderhandlung ge­
gen § 10 Absatz 1 Satz 1 ka nn dieser Verstoß mit 
einer erneuten Geldbuße bis zu fünfundzwanzig­
ta usend Euro geahndet werden." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 11. Februar 2025 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsiden t 

Hendr ik W ü s t 

Die Ministerin für Wirtschaft , Industr ie, 
Klimaschutz und Energie 

Mona N e u b a u r 

Der Minister der Finanzen 

Dr. Marcus O p t e n d r e n k 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Der Minister für Arbeit , Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef L a um a n n 

Die Ministerin für Heima t , Kommunales, 
Bau und Digitalisierung 

Ina S c h a r r e n b a c h 

Die Mi nis terin für Kultur und Wissenschaft 

Ina B ra nd es 

Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten , 
Interna tionales sowie Medien und 

Chef der Staatskanzlei 

Na thanael Li m i n s k i 

- GV. NRW. 2025 S. 212 
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Gesetz 
zur Änderung des Belastungsausgleichsgesetzes G9 
Der Landtag hat das fo lgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird : 

Gesetz 
zur Änderung des Belastungsausgleichsgesetzes G9 

Vom 11. Februar 2025 

Artikel 1 

Das Belas tungsausgleichsgesetz G9 vom 2. Juli 2019 
(GV. NRW. S. 319) wird wie fo lg t geändert: 

1. § 1 wird wie fo lgt geändert: 

a ) In Absatz 4 wird die Anga be „518 Millionen" 
durch die Angabe „611 341 500 " ersetzt . 

b) Absatz 5 wird durch die folgenden Absätze 5 bis 7 
ersetzt: 

,, (5) Der finanzielle Ausgleich für die jährlich wie­
derkehrenden Kosten beträgt unter Anrechnung 
erspart er Aufwendungen der Schulträger im Jahr 
2024 7 760 000 Euro und in den Jahren 2025 und 
2026 jeweils 9 069 400 Euro . Danach beträgt er 
jährlich 32 66 1600 Euro. 

(6) Das für Schule zuständige Ministerium über­
p rüft den Belastungsausgleich gemäß § 4 Absatz 5 
des Konnexitätsausführungsgesetzes vom 22 . Juni 
2004 (GV. NRW. S . 360), das zuletzt durch Artikel 12 
des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. 
S . 1346) geändert worden ist. 

(7) Soweit sich aus der Überprüfung nach Ab­
satz 6 ein Bedarf zur Anpassung des finanziellen 
Ausgleichs ergibt, erfolgt diese zum nächsten 
Hausha ltsjahr. Das für Schule zuständige Ministe­
rium wird ermächtigt , durch Rechtsverordnung im 
Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen 
Minis terium und dem für Kommunales zuständi­
gen Ministerium den Bet rag fes tzulegen sowie die 
in Anlage 1 zu diesem Gesetz entha ltenen gemein­
debezogenen Regiona len Ba ukostenfaktoren zu 
a ktualisieren." 

2. § 2 Absa tz 2 wird wie folgt geä ndert: 

a ) In Satz 1 wird die Angabe „259 Millionen" durch 
die Anga be „352 341 500 " ersetzt . 

b) In Sa tz 7 wird die Anga be „259 000 000" durch die 
Angabe „352 341 500 " er setzt . 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a ) Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst : 

„2. gemäß§ 2 Absatz 2 in Höhe von 

a) 103 600 000 Eu ro bis spä testens 1. März 2025 , 

b) 37 336 600 Euro bis spätestens 1. Dezem­
ber 2025 und 

c) 211404 900 Euro bis spä testens 1. März 2026." 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

,, Abweichend von Satz 1 wird der finanzielle Aus­
gleich fü r das Jahr 2025 in Höhe von 
7 760 000 Euro bis spätestens 1. März 2025 und in 
Höhe von 1309 400 Euro bis spä testens 1. Dezem­
ber 2025 geleistet ." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 11. Februar 202 5 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 
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Die Ministerin für Wirtschaft, 
Industrie , Klimaschutz und Energie 

Mona N e u b a u r 

Der Minister der Fina nzen 

Dr. Marcus O p t e n d r e n k 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Dorothee F e 1 1 e r 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und D igitalisierung 

Ina S c h a r r e n b a c h 

- GV. NRW. 2025 S. 213 

24 
630 

Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der 

gesell schaftlichen Teilhabe und 
Integration in Nordrhein-Westfa len und zur 

Sechsten Änderung der Landeshaushaltsordnung 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen , das 
hiermit verkündet wird: 

24 

Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der 

gesellschaftli chen Teilhabe und 
Integra.~ion in Nordrhein-Westfa len und zur 

Sechsten Anderung der Landeshaushaltsordnung 

Vom 11. Februar 2025 

Artikel 1 
Änderung des Teilhabe- und Integrationsgesetzes 

Das Gesetz zur Förderung der gesellschaftlichen Teil­
habe und Integration in Nordrhein-Westfalen vom 
25. November 2021 (GV. NRW. S. 1213a) wird wie fo lgt 
geändert: 

Dem § 3 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

,, Die Sätze 1 bis 4 sind im Jahr 2025 nicht anzuwenden." 

630 

Artikel 2 
Änderung der Landeshaushaltsordnung 

Die Landeshaushaltsordnung in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 26 . April 1999 (GV. NRW. S. 158), die 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 2023 
(GV. NRW. S . 431) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 5 Absa tz 1 wird wie folgt gefasst: 

,, (1) Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu die­
sem Gesetz sowie zur vorläufigen und endgültigen 
Haushalts- und Wirtschaftsführung erlässt das fü r 
Finanzen zustä ndige Ministerium ." 

2. § 13 Absa tz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird d er Punkt am Ende durch das 
Wort „und" ersetzt . 

b) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4 . eine Berechnung der nach den §§ 18 bis 18h 
zulässigen Kreditaufnahme und der erforder­
lichen Tilgung (Konjunkturkomponente)." 

3. Dem§ 15 werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt: 

,, (3) Selbstbewirtschaftungsmittel sind für die jewei­
lige Zweckbestimmung über das Haushaltsj ahr hin­
a us bis zum Ende des auf die Bildung folgenden dritt­
nächsten Haushaltsjahres verfügbar. Mit Ablauf die­
ses Zeitraums sind die Mittel in den Haushalt 
zurü ckzuführen. Die am 31. Dezember 2024 nicht ver­
ausgabten Selbstbewirtschaftungsmittel stehen bis 
zum 31. Dezember 2028 zur Verfügung und sind im 
Haushaltsjahr 2029 zurückzuführen . Das Weitere, ins­
besondere Ausnahmen für Baumaßnahmen und Kom­
plementärfinanzierungen von Fördermitteln der Euro­
päischen Union und des Bundes, regelt das Haus­
haltsgesetz. 

(4) Absatz 3 gilt nicht für die in der Anlage zum 
Haushaltsgesetz aufgeführten Sonderabgaben im Ver­
antwortungsbereich des Landesgesetzgebers ." 

4. § 33 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Der Entwurf ist bis zum Ende des Haushaltsjahres 
einzubringen und vom Landtag zu verabschieden." 

5. In § 42 Absatz 2 Sa tz 3 wird die Angabe ,,§ 18 Abs . 3" 
durch die Angabe ,,§ 18 Absatz 2" ersetzt. 

6. § 65 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. gewährleistet ist, dass der Jahresabschluss und der 
Lagebericht, soweit nicht weitergehende gesetzliche 
Vorschriften gelten oder a ndere gesetzliche Vorschrif­
ten entgegenstehen , in entsprechender Anwendung 
der Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsgesetz­
buchs für große Kap italgesellschaften aufgestellt und 
geprüft werden . Hierbei richtet sich die Nachhaltig­
keitsberichterstattung und deren Prüfung von kleinen 
und mittelgroßen Unternehmen allein nach dem Ge­
sellschaftsvertr ag, soweit nicht gesetzliche Vorschrif­
ten unmittelbar anwendbar sind ," 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Ja nuar 2025 in Kraft . 

Düsseldorf, den 11. Februar 2025 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Wirtschaft , Industrie, 
Klimaschutz und Energie 

Mona N e u b a u r 

Der Minister der Finanzen 

Dr. Marcus O p t e n d r e n k 

Der Mini ster des Innern 

Herbert R e u 1 

Die Ministerin für Kinder, Jugend , Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration 

Josefine P a u 1 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef L a u m a n n 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Dorothee F e 11 e r 

Die Minister in für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung 

Ina S c h a r r e n b a c h 
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Der Minister der Justiz 

Dr. Benjamin L i m b a c h 

Der Minister für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 

Oliver K r i s c h e r 

Die Ministerin für Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 

Silke G o r i ß e n 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Ina Brandes 

Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Internationales sowie Medien und 

Chef der Staatskanzlei 

Nathanael Li min s k i 

- GV. NRW. 2025 S. 214 
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Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr mit den Grundbuchämtern 

und die elektronische Führung der 
Grundakten im Land Nordrhein-Westfalen 

(eGrundakten-Einführungsverordnung NRW­
eGruVO NRW) 

Vom 11. Februar 2025 

Auf Grund des § 135 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 
und des § 140 Absatz 1 Satz 3 der Grundbuchordnung in 
der Fassung vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1114), die zu­
letzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 19. Dezember 
2022 (BGBl. I S. 2606) geändert worden ist, jeweils in 
Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nord­
rhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30), 
das zuletzt durch Gesetz vom 10. Dezember 2024 
(GV. NRW. S. 1207) geändert worden ist, und des § 141 
Satz 1 der Grundbuchordnung in Verbindung mit § 101 
Satz 1 und § 96 Absatz 3 Satz 3 der Grundbuchver­
fügung in der Fassung vom 24. Januar 1995 (BGBl. I 
S. 114), die zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 
19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2606) geändert worden ist, 
in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nord­
rhein-Westfalen verordnet das Ministerium der Justiz: 

Abschnitt 1 
Elektronischer Rechtsverkehr 

§ 1 

Eröffnung des elektronischen Rechtsverkehrs 

(1) Bei den in Spalte 1 der Anlage zu dieser Verordnung 
bezeichneten Grundbuchämtern ist ab dem in Spalte 2 
der Anlage angegebenen Zeitpunkt der elektronische 
Rechtsverkehr eröffnet. Anträge, sonstige Erklärungen 
sowie Nachweise über andere Eintragungsvoraussetzun­
gen können nach Maßgabe der Vorschriften dieses Ab­
schnitts als elektronische Dokumente eingereicht wer­
den. 

(2) Ist der elektronische Rechtsverkehr bei einem Grund­
buchamt eröffnet, so haben Notarinnen und Notare 

1. Dokumente elektronisch zu übermitteln und diese mit 
einer prüfbaren qualifizierten elektronischen Signatur 
zu versehen und 

2. neben den elektronischen Dokumenten die darin ent­
haltenen Angaben, insbesondere die Bezeichnung des 
Grundbuchamtes, des Grundbuchbezirks, des Grund­
buchblatts, der Beteiligten und der eingereichten Do-

kumente im Format Extensible Markup Language 
(XML) zu übermitteln. 

Satz 1 gilt nicht, soweit die Pläne und Zeichnungen nach 
Satz 1 Nummer 1 oder die Dokumente nach Satz 1 Num­
mer 2 für die antragstellende Notarin oder den antrag­
stellenden Notar oder für eine Notarin oder einen Notar, 
die oder der mit der antragstellenden Notarin oder dem 
antragstellenden Notar zur gemeinsamen Berufsaus­
übung verbunden ist, als elektronisches Dokument in 
einem Format nach§ 2 Absatz 2 vorliegen. 

(3) Andere Verfahrensbeteiligte können Dokum.ente 
elektronisch übermitteln. Für die elektronische Uber­
mittlung durch andere Verfahrensbeteiligte gilt Absatz 2 
entsprechend. 

(4) Die Einzelheiten zur qualifizierten elektronischen Si­
gnatur und deren Prüfbarkeit, zu den dem Format XML 
zugrunde zu legenden Definitions- oder Schemadateien 
sowie die Höchstgrenzen für die Anzahl der einzurei­
chenden elektronischen Dokumente und für das Daten­
volumen werden nach § 3 Nummer 3, 5 und 7 bekannt­
gegeben. 

§2 
Elektronische Poststelle; Dateiformate 

(1) In elektronischer Form gestellte Anträge, sonstige 
Erklärungen sowie Nachweise über andere Eintragungs­
voraussetzungen sind an das nach § 3 Nummer 1 be­
kanntgegebene elektronische Postfach des Grundbuch­
amtes zu adressieren. 

(2) Das elektronische Dokument muss eines der folgen­
den Formate in einer für das Grundbuchamt bearbeitba­
ren Version aufweisen: 

1. Portable Document Format (PDF), 

2. PDF for Archiving (PDF/A) oder 

3. Tagged Image File Format (TIFF). 

Das elektronische Dokument muss in das Format PDF/A 
konvertierbar sein. Einzelheiten zu den bearbeitbaren 
Versionen der Dateiformate werden nach § 3 Nummer 4 
bekanntgegeben. 

(3) Elektronische Dokumente, die einem der in Absatz 2 
genannten Dateiformate in einer nach§ 3 Nummer 4 be­
kanntgegebenen Version entsprechen, können auch als 
Kompressionsdatei im ZIP-Dateiformat (ZIP-Datei) ein­
gereicht werden. Die ZIP-Datei darf keine anderen ZIP­
Dateien und keine Verzeichnisstrukturen enthalten. Wer­
den Dokumente im Sinne des Satzes 1 als ZIP-Datei ver­
sandt, so muss sich die qualifizierte elektronische 
Signatur auf das jeweilige komprimierte Dokument be­
ziehen. Die ZIP-Datei darf zusätzlich signiert werden. 

§3 
Bekanntgabe technischer Anforderungen 

Das für Justiz zuständige Ministerium oder eine vom 
ihm beauftragte Stelle gibt auf der Internetseite des Jus­
tizportals des Landes Nordrhein-Westfalen bekannt: 

1. das direkt zu adressierende elektronische Postfach des 
Grundbuchamtes, 

2. die Einzelheiten des Verfahrens, das zur Teilnahme am 
elektronischen Rechtsverkehr sowie für die Authen­
tifizierung bei der jeweiligen Nutzung des elektro­
nischen Postfachs einzuhalten ist, einschließlich der 
für die datenschutzgerechte Verwaltung elektroni­
scher Postfächer zu speichernden personenbezogenen 
Daten, 

3. die Einzelheiten zum Anbringen der qualifizierten 
elektronischen Signatur, die mindestens dem Profil 
Industrial-Signature-Interoperability-Specification / 
MailTrusT (ISIS-MTT) entsprechen muss, sowie die 
Voraussetzungen für die Prüfbarkeit der qualifizierten 
elektronischen Signatur und des ihr zugrundeliegen­
den Zertifikats durch das Grundbuchamt oder eine 
andere mit der automatisierten Prüfung beauftragte 
Stelle, 

4. die für die Bearbeitung durch das Grundbuchamt ge­
eigneten Versionen der Dateiformate PDF, PDF/A und 
TIFF, 
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5. die dem Format XML zugrunde zu legenden Defini­
tions- oder Schemadateien, 

6. weitere Angaben, die nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Num­
mer 2 im Format XML zu übermitteln sind, um die 
Zuordnung innerhalb des Grundbuchamtes und die 
Weiterverarbeitung durch dieses zu gewährleisten, 
und 

7. die Höchstgrenzen für die Anzahl der einzureichen­
den elektronischen Dokumente und für das Daten­
volumen. 

§4 

Ersatzeinreichung 

Ist eine Übermittlung an das elektronische Postfach 
nicht möglich , insbesondere, weil die nach§ 3 Nummer 7 
bekanntgegebene Höchstgrenze für die Anzahl der ein­
zureichenden elektronischen Dokumente oder für das 
Datenvolumen überschritten wird oder weil bei der 
Notarin oder dem Notar oder bei dem elektronischen 
I'ostfach eine technische Störung vorliegt, so kann die 
Ubermittlung abweichend von § 1 Absatz 2 ausnahms­
weise in Papierform erfolgen. Liegt_ die Ursache für die 
Unmöglichkeit der elektronischen Ubermittlung im Ver­
antwortungsbereich der Notarin oder des Notars, so ist 
die Unmöglichkeit darzulegen. 

Abschnitt 2 

Elektronische Grundakte 

§5 

Einführung der elektronischen Grundakte 

Bei den in Spalte 1 der Anlage bezeichneten Grundbuch­
ämtern werden ab dem in Spalte 3 der Anlage angegebe­
nen Zeitpunkt neu anzulegende Grundakten elektro­
nisch geführt. Grundakten, die bereits angelegt sind, 
werden ab diesem Zeitpunkt elektronisch weitergeführt. 

§6 

Bildung elektronischer Grundakten; Repräsentat 

(1) In der elektronischen Grundakte werden zur Akte 
gebrachte elektronische Dokumente, einschließlich zu­
gehöriger Signaturdateien, sowie sonstige zur Grund­
akte gebrachte Dateien und Informationen gespeichert. 
Elektronische Empfangsbekenntnisse, die als struktu­
rierte maschinenlesbare Datensätze übermittelt worden 
sind, werden als Datensätze in der elektronischen 
Grundakte gespeichert. 

(2) Elektronische Dokumente sowie sonstige Dateien 
und Informationen gelten als zur Grundakte genommen, 
wenn sie bewusst und dauerhaft in der elektronischen 
Grundakte gespeichert worden sind. 

(3) Elektronisch geführte Grundakten sind so zu struk­
turieren, dass die gerichtsinterne Bearbeitung und der 
Aktenaustausch gewährleistet sind. 

(4) Die in der elektronischen Grundakte gespeicherten 
Inhalte müssen jederzeit zusätzlich als elektronische 
Dokumente im Format PDF/A wiedergegeben werden 
können; aus diesen Dokumenten wird das Repräsentat 
gebildet. Das Repräsentat muss den gesamten zur 
Grundakte genommenen Inhalt, mit Ausnahme der nur 
für die Datenverarbeitung notwendigen Struktur-, Defi­
nitions- und Schemadateien, wiedergeben. Soweit die 
Wiedergabe eines Inhalts technisch nicht möglich ist, ist 
ein entsprechender Hinweis in das Repräsentat aufzu­
nehmen. Signaturdateien werden im Repräsentat nicht 
wiedergegeben; wiedergegeben werden nur die Vermerke 
über das Ergebnis der Signaturprüfung. Das Repräsen­
tat muss druckbar, kopierbar und, soweit technisch 
möglich, durchsuchbar sein. Die Seiten des Repräsentats 
sind so zu nummerieren, dass sie eindeutig zitiert wer­
den können. 

(5) Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Aktenord­
nung für die Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
und Staatsanwaltschaften vom 11. Oktober 2024 (JMBl. 
NRW. S. 1076) in der jeweils geltenden Fassung. 

§7 

Übertragung von Papierdokumenten 

(1) Sind nach § 5 Satz 1 Grundakten elektronisch zu 
führen oder nach § 5 Satz 2 elektronisch weiterzuführen, 
so sind zu diesen in Papierform eingehende Schriftstücke 
in elektronische Dokumente zu übertragen und in dieser 
Form zur Grundakte zu nehmen. Gescannte Leerseiten 
sind nicht zur Grundakte zu nehmen. 

(2) Die in Papierform vor.liegenden Schriftstücke sind 
sechs Monate nach ihrer Ubertragung, jedoch nicht vor 
der Entscheidung über den Antrag, zu vernichten, sofern 
sie nicht rückgabepflichtig sind oder eine Aufbewahrung 
im Einzelfall zu erfolgen hat. 

(3) Es ist sicherzustellen, dass das elektronische Doku­
ment mit den vorliegenden Schriftstücken und sonstigen 
lJnterlagen bildlich und inhaltlich übereinstimmt. Die 
Ubertragung hat nach dem Stand der Technik zu erfol­
gen. Dies ist insbesondere der Fall, wenn den Anforderun­
gen der jeweils aktuellen Technischen Richtlinie 03138 
Ersetzendes Scannen (RESISCAN) des Bundesamtes für 
Sicherheit in der Informationstechnik genügt wird. 

§8 
Entscheidungen und Verfügungen in elektronischer Form 

Entscheidungen und Verfügungen der Grundbuchämter, 
deren Grundakten elektronisch geführt werden, sind in 
elektronischer Form zu erlassen. 

§9 
Bearbeitung der elektronischen Grundakte 

(1) Es ist sicherzustellen, dass in der elektronischen 
Grundakte alle Bearbeitungsvorgänge nachvollzogen 
werden können. Es ist insbesondere sicherzustellen, dass 
nachvollzogen werden kann, welche Stelle die Grund­
akte zu welchem Zeitpunkt bearbeitet hat. 

(2) Es ist sicherzustellen, dass die elektronische Grund­
akte nur von der jeweils lese- und schreibberechtigten 
Stelle eingesehen und bearbeitet werden kann. Dies gilt 
auch, soweit die Lese- und Schreibrechte nur teilweise 
auf eine andere Stelle übergehen. 

(3) Elektronische Dokumente sowie sonstige Dateien 
und Informationen gelten als zur Akte genommen, wenn 
sie bewusst und dauerhaft in der elektronischen Akte ge­
speichert worden sind. 

§ 10 
Führung und Speicherung elektronischer Akten 

Die elektronische Akte ist mit einem elektronischen Da­
tenverarbeitungssystem nach dem Stand der Technik zu 
führen und zu speichern, welches insbesondere gewähr­
leistet, dass 

1. die elektronische Akte dauerhaft benutzbar, lesbar 
und auffindbar ist (Verfügbarkeit), 

2. die Funktionen der elektronischen Akte nur genutzt 
werden können, wenn sich die Benutzerin oder der 
Benutzer dem System gegenüber identifiziert und au­
thentisiert (Identifikation und Authentisierung), 

3. die eingeräumten Benutzungsrechte im System ver­
waltet werden (Berechtigungsverwaltung), 

4. die eingeräumten Benutzungsrechte vom System ge­
prüft werden (Berechtigungsprüfung), 

5. die Vornahme von Veränderungen und Ergänzungen 
der elektronischen Akte im System protokolliert wird 
(Beweissicherung), 

6. eingesetzte Datensicherungssysteme ohne Sicher­
heitsrisiken wiederhergestellt werden können (Wie­
deraufbereitung), 

7. etwaige Verfälschungen der gespeicherten Daten in­
folge von Fehlfunktionen des Systems durch geeignete 
technische Prüfmechanismen rechtzeitig bemerkt 
werden können (Unverfälschtheit), 

8. die Funktionen des Systems fehlerfrei ablaufen und 
auftretende Fehlfunktionen unverzüglich gemeldet 
werden (Verlässlichkeit) und 
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9. der Austausch von Daten im System und bei __ Einsatz 
öffentlicher Netze sicher erfolgen kann (Ubertra­
gungssicherheit). 

§ 11 
Barrierefreiheit 

Elektronische Grundakten und Verfahren zur Führung 
und Bearbeitung dieser Akten sollen technisch so gestal­
tet werden, dass sie, soweit technisch möglich, barriere­
frei zugänglich und nutzbar sind. 

§ 12 
Ersatzgrundakte 

Im Fall einer anhaltenden technischen Störung beim Be­
trieb der elektronischen Grundakte kann das für Justiz 
zuständige Ministerium oder eine von ihm bestimmte 
Stelle für die von der Störung betroffenen Grundbuch­
ämter anordnen, Ersatzgrundakten in Papierform zu 
führen. Diese sind in die elektronische Form zu über­
tragen, sobald die Störung behoben ist. Art und Dauer 
der Störung sind zu dokumentieren. 

Abschnitt 3 
Inkrafttreten 

§ 13 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 11. Februar 2025 

Der Minister der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Benjamin Limbach 

217 



218 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 9 vom 21. Februar 2025 

Anlage eGruVO NRW - Grundbuchämter mit elektronischem Rechtsverkehr, Zeit­
punkt des Beginns des elektronischen Rechtsverkehrs und der elektronischen 
(Weiter-)Führung von Grundakten 

(zu § 1 Abs. 1 und § 5) 

Grundbuchamt Zeitpunkt des Beginns des Zeitpunkt des Beginns der 
elektronischen Rechtsverkehrs elektronischen 
(§ 1 Abs. 1) (Weiter-)Führung von Grund-

akten (§ 5) 

1 2 3 

Amtsgericht Bergheim 1. Mai 2025 1. Mai 2025 

Amtsgericht Kerpen 1. Juni 2025 l.Juni 2025 

Amtsgericht Minden 1. Juni 2025 l. Juni 2025 

Amtsgericht Oberhausen 1. Mai 2025 1. Mai 2025 

Amtsgericht Steinfurt 1. März 2025 1. März 2025 

Amtsgericht Wermelskirchen l. März 2025 1. März 2025 

- GV. NRW. 2025 S. 215 
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